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Übersichtskarte  

 
 
 
 

Art der Nutzung / Baugebiet GRZ GFZ Z Haustypen Bauweise OKGeb. 

WA 1 0,4 1,2 III E o 13,5 m 

WA 2 0,4 0,8 II E o 11,5 m 

WA 3 0,4 0,8 II E/D o 9,8 m 

WA 3 0,4 0,8 II E o 9,8 m 

Bei Konkurrenz von GRZ und überbaubarer Grundstücksfläche gilt die engere Festsetzung. 
 

Lage des Plangebiets 
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Rechtsgrundlagen  

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 
3786) 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 
des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057), 
Hessische Bauordnung (HBO) i.d.F. vom 28.05.2018 (GVBl. S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
03.06.2020 (GVBl. S. 378). 
 

 Textliche Festsetzungen 
 

A) Planungsrechtliche Festsetzungen 
  
1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  

 
1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO)  

 
 Im Allgemeinen Wohngebiet sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig. 
 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

2.1 Zahl der Vollgeschosse (§§ 20 und 21a Abs. 1 BauNVO) 
 

 (Tief-) Garagengeschosse sind auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse nicht anzurech-
nen. 
 

2.2 Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO) 
 

 Aufenthaltsräume in anderen als Vollgeschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden 
Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände sind nicht auf die Geschossflä-
chenzahl anzurechnen.  
 

2.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO und § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

 Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung ist die Fahrbahnoberkante (Scheitelpunkt) 
der das jeweilige Grundstück erschließenden Straße, gemessen lotrecht vor der Gebäude-
mitte. Bei Eckgrundstücken gilt die Traufseite als Bemessungsgrundlage. 
 

3 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 Abs. 3 und Abs. 5 BauNVO) 
 

3.1 Die durch Baugrenzen festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche darf ausnahmsweise 
durch Balkone, Loggien und Terrassen um maximal 1,50 m auf bis zu 50 % der Gesamt-
breite der jeweiligen Fassade überschritten werden. Die nach Landesrecht zu wahrenden 
Abstandsflächen bleiben hiervon unberührt. 
 

3.2 Im WA 1 dürfen die zulässigen Grundflächen gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO durch Tiefgara-
gen, Stellplätze und ihre Zufahrten, sonstige Nebenanlagen und Wege bis zu einer Grund-
flächenzahl von GRZ = 0,7 überschritten werden, sofern eine Überdeckung der Tiefgarage 
mit mindestens 0,7 m Bodensubstrat erfolgt und Wege in wasserdurchlässiger Bauweise 
errichtet werden.  
 

4 Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 12 Abs. 6 BauNVO) 
 

4.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind außerhalb der durch Baugrenzen festgesetzten überbau-
baren Grundstücksfläche nur offene und überdachte Stellplätze mit einem maximalen Ab-
stand von der Straße von 6,0 m zulässig. 
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Gemessen wird vom äußeren Rand der Straßenbegrenzung (Straßenbegrenzungslinie) bis 
zu der zur Straße orientierten Außenwand bzw. Vorderkante des Stellplatzes oder Car-
ports. 
 

4.2 Garagen mit ihren Zufahrten haben einen seitlichen Mindestabstand zu Verkehrsflächen 
und öffentlichen Grünflächen von 1,50 m einzuhalten. 
 

5 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

5.1 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 3 und WA 4 sind je Wohngebäude (Einzelhaus) 
maximal zwei Wohnungen zulässig.  
 

5.2.1 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 ist je Doppelhaushälfte maximal eine Wohneinheit zu-
lässig.  
 

5.2.2 Dies gilt nicht nur für Wohngebäude auf real geteilten Grundstücken (mit tatsächlichen 
Grundstücksgrenzen), sondern auch für Doppelhaushälften, die z.B. nach Wohnungsei-
gentumsgesetz (WEG) auf real nicht geteilten (Gemeinschafts-) Grundstücken errichtet 
werden; maßgeblich ist das tatsächliche Erscheinungsbild der Doppelhäuser in Anlehnung 
an die Maßstäbe des ´Doppelhaus-Urteils` (BVerwG, Urteil vom 24. Februar 2000 -
4C12.98-). 
 

6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

6.1 Oberflächenbefestigung: Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie 
private Stellplätze sind mit Ausnahme der Zu- und Abfahrten, soweit wasserwirtschaftliche 
Belange nicht entgegenstehen, wasserdurchlässig auszuführen. 
Als wasserdurchlässige Beläge gelten u.a. wasserdurchlässige Pflastersysteme, Poren-
pflaster, Pflasterbeläge mit einem Fugenanteil von mindestens 20 % und Einfachbefesti-
gungen wie z.B. Schotterrasen und wassergebundene Wegedecken. 
 

6.2 Grundstücksfreifläche: Mindestens 30 % der Grundstücksfreiflächen sind mit Laubgehöl-
zen der Artenliste 1 und 2 zu bepflanzen. Der Bestand und die gemäß den zeichnerischen 
Festsetzungen anzupflanzenden Bäume und Sträucher können zur Anrechnung gebracht 
werden. Es gilt: 1 Baum / 100 m², 1 Strauch / 5 m². 
 

6.3 Beleuchtung: Zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen nachtaktiver In-
sekten sind für die Außenbeleuchtung ausschließlich Leuchtmittel (LED-Leuchten, Natri-
um-Hochdampflampen) mit einer Farbtemperatur von 3.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) 
bis maximal 4.000 Kelvin unter Verwendung vollständig gekapselter Leuchtengehäuse, die 
kein Licht nach oben emittieren, einzusetzen. 
 

7 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4 BauNVO BauGB) 
 

7.1 Objektbezogene (passive) Schallschutzmaßnahmen: 
Zum Schutz vor Außenlärm sind für Bauteile von Aufenthaltsräumen die Anforderungen 
der Luftschalldämmung nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanfor-
derungen“, Ausgabe 2018-01 einzuhalten. Nach außen abschließende Bauteile von 
schutzbedürftigen Räumen sind so auszuführen, dass sie die folgenden gesamten bewer-
teten Bau-Schalldämm-Maße aufweisen: 
 

R’w,ges = La - KRaumart 
Dabei ist 
La =  der maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-2 [2018-01] 
KRaumart =  25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien 
KRaumart =  30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in  
 Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume u.Ä. 
KRaumart =  35 dB für Büroräume u.Ä. 
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 Mindestens einzuhalten sind: 
 R’w,ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in 
 Beherbergungsstätten u.Ä. … 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Tabelle ist ein Auszug aus DIN 4109-1 [2018-01] Tabelle 7 (Herausgeber: DIN Deutsches Institut 
für Normung e.V.). 
 
Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit vom 
Verhältnis der gesamten Außenfläche eines Raumes zur Grundfläche eines Raumes nach 
DIN 4109-2 [2018-01] zu ermitteln und mit dem Korrekturfaktor KAL [Korrektur Außenlärm] 
zu korrigieren. 
 

7.2 Für den Nachtzeitraum (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) gelten für Räume, die überwiegend zum 
Schlafen genutzt werden können, erhöhte Anforderungen an den baulichen Schallschutz 
zur Berücksichtigung des größeren Schutzbedürfnisses in der Nacht. Für diese Raum-
gruppen sind die Einstufungen des Plangebietes in die Lärmpegelbereiche gemäß den 
kartographischen Darstellungen Nr. 1 und 2 (siehe 7.5) für den Nachtzeitraum bei der Ab-
leitung der Anforderungen zum passiven Schallschutz nach Tabelle 7 der DIN 4109-1 
[2018] heranzuziehen. 
 

7.3 In Räumen im LPB ≥ III, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden, und in schutzbe-
dürftigen Räumen mit Sauerstoff verbrauchender Energiequelle, ist durch den Einbau von 
schallgedämmten Lüftungseinrichtungen für ausreichende Belüftung bei geschlossenen 
Fensteranlagen zu sorgen. 
 

7.4 Es können Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden, soweit 
nachgewiesen wird, dass – insbesondere an gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten 
oder den Lärmquellen abgewandten Gebäudeteilen – geringere Schalldämm-Maße erfor-
derlich werden und/oder aufgrund der Bauweise der Gebäude die erforderliche Raumbelüf-
tung durch Lüftungsanlagen (z.B. bei Passivhausbauweise) hergestellt werden. 
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7.5  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Darstellung 1: Ausweisung der LPB tags, ca. 6 m ü.G. (1. OG) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Darstellung 2: Ausweisung der LPB nachts, ca. 6 m ü.G. (1. OG) 
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8 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 
 

8.1 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 

 Zum Erhalt festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind zu unter-
halten und bei Absterben zu ersetzen; bei Baumaßnahmen sind sie gegen Beschädigun-
gen zu schützen. 
 

8.2 Artenlisten für Anpflanzungen 
Folgende Arten sind vorrangig zu pflanzen: 
 

 Artenliste 1 (Bäume, auch in Sorten): 

Pflanzqualität mind. Sol. / H., 3 x v., 16-18 bzw. Hei. 2 x v., 100-150 
 Acer campestre - Feldahorn Quercus petraea - Traubeneiche 

Acer platanoides - Spitzahorn Tilia cordata - Winterlinde 
Acer pseudoplatanus - Bergahorn Tilia platyphyllos - Sommerlinde 
Betula pendula - Sandbirke Sorbus aucuparia - Eberesche 
Carpinus betulus - Hainbuche Obstbäume:  
Fagus sylvatica - Rotbuche Prunus avium - Süßkirsche 
Juglans regia - Walnuss Malus domestica - Apfel 
Prunus avium - Vogelkirsche Pyrus communis - Birne 
Quercus robur - Stieleiche Sorbus domestica - Speierling 
Artenliste 2 (Sträucher): Pflanzqualität mind. Str., v. 100-150 
Amelanchier ovalis - Felsenbirne Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
Cornus sanguinea - Roter Hartriegel Malus sylvestris - Wildapfel 
Cornus mas - Kornelkirsche Pyrus pyraster - Wildbirne 
Corylus avellana - Hasel Rosa canina - Hundsrose 
Crataeg. monogyna - eingriff. Weißdorn 

- zweigriff. Weißdorn 
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 

Crataegus laevigata  Salix caprea - Salweide 
Ligustrum vulgare - Liguster Viburnum lantana - Wolliger Schneeball 

 
9 Zuordnung gem. § 9 Abs. 1a BauGB 

 
 Der Ausgleich des Biotopwertdefizits von XXXXXX Punkten erfolgt durch Ankauf von Öko-

punkten durch die Stadt Steinbach (Taunus). 
Von den insgesamt zugeordneten Ausgleichsmaßnahmen entfällt ein Anteil von XX % auf 
die künftigen Eingriffe im Wohngebiet und ein Anteil von XX % auf die künftigen Eingriffe 
im Bereich der öffentlichen Erschließung. 
 

  
B) Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  

(Satzung gemäß § 91 Abs. 1 HBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 
 

1 Dachgestaltung (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 

1.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind Satteldächer, Walmdächer und gegeneinander versetzte 
Pultdächer mit einer Neigung von 20° bis 40° sowie Pultdächer und Zeltdächer mit einer 
Neigung von 10° bis 20° zulässig. 
Flach geneigte Dächer unter 5° sind zulässig, wenn sie extensiv begrünt werden.  
Für Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO und untergeordnete Dächer sind abweichende 
Dachneigungen zulässig. 
 

1.2 Im Allgemeinen Wohngebiet sind zur Dacheindeckung Tonziegel und Dachsteine in Natur-
rot, Brauntönen und Anthrazit sowie dauerhafte Begrünungen zulässig. Solar- und Photo-
voltaikanlagen auf den Dachflächen sind ausdrücklich zulässig, ersetzen jedoch nicht die 
geforderte Dachbegrünung bei flach geneigten Dächern. 
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1.3 Die Dachflächen von überdachten Stellplätzen (Carports) und Garagen mit einer Dachnei-
gung von bis zu 10° sind extensiv zu begrünen. 
 

1.4 Aufgeständerte Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind nur zulässig, wenn 
die Anlagen mindestens ihrer jeweiligen Höhe entsprechend von der nächstgelegenen 
Gebäudeaußenwand abgerückt werden. 
 

1.5 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 sind bei Doppelhäusern die Gebäude mit gleicher Dach-
form, Dachneigung und Dacheindeckung auszuführen. 
 

2 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

 Stellplätze für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind entweder in die jeweiligen 
Gebäude zu integrieren oder durch Abpflanzungen mit Schnitthecken oder Laubsträuchern 
zu begrünen bzw. durch Pergolen oder Müllbehälterschränke gegen eine allgemeine Ein-
sicht und Geruchsemissionen abzuschirmen.  
 

3 Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

 Einfriedungen sind straßenseitig auf eine Höhe von 1,20 m und seitlich bzw. zwischen den 
Gärten auf 1,80 m zu begrenzen. Zum Sichtschutz der Wohngärten sind Hecken aus 
Laubgehölzen und berankte Drahtzäune zulässig. 
 

4 Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 
 

 Die Anlage von Steinschüttungen ist unzulässig. Bei der Anlage von Pflanzflächen ist auf 
eine Verwendung von Geovlies zu verzichten. 
 

  
C) Wasserrechtliche Festsetzung (§ 37 Abs. 4 Satz 2 HWG) 

 
1 Verwertung von Niederschlagswasser 

 
 Das Niederschlagswasser von nicht dauerhaft begrünten Dachflächen ist in Zisternen mit 

einer Größe von 30 l/m² angeschlossener Auffangfläche, jedoch mindestens von 3 m³ zu 
sammeln und als Brauchwasser zur Gartenbewässerung zu verwerten, sofern wasserwirt-
schaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. Der Überlauf der Zisternen 
ist an den Regenwasserkanal anzuschließen. 
 

  
D) 
 

Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 
 

1 Stellplatzsatzung 
 

 Auf die Stellplatzsatzung der Stadt Steinbach (Taunus) wird hingewiesen. Es gilt jeweils 
die zum Zeitpunkt der Bauantragstellung wirksame Fassung.  
 

2 Bodendenkmäler 
 

 Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler bekannt, so ist dies der hessenArchä-
ologie am Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Außenstelle Darmstadt, oder der Unte-
ren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.  
Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unver-
änderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des 
Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG).). 
 

3 Wasserschutzgebiet 
 

 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt in der Schutzzone IIIB des im 
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Festsetzungsverfahren befindlichen Trinkwasserschutzgebiets (WGS-ID: 412-005) für die 
Wassergewinnungsanlage „Pumpwerk Praunheim II“ der Hessenwasser GmbH & Co.KG. 
Auf dieser Fläche ist aufgrund der Lage im Einzugsgebiet einer Wassergewinnungsanlage 
sorgsam mit gefährlichen Stoffen umzugehen. 
 

4 Altlasten 
 

 Werden bei Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, Erkenntnisse über 
schädliche Bodenveränderungen gewonnen, sind diese gemäß § 4 Abs. 1 Hessisches 
Altlasten- und Bodenschutzgesetzes (HAltBodSchG) der zuständigen Bodenschutzbehör-
de, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung IV Arbeitsschutz und Umwelt Wiesba-
den, Dezernat IV/WI 41.1 Grundwasser, Bodenschutz, Lessingstraße 16-18, 65189 Wies-
baden, mitzuteilen und mit dieser das weitere Vorgehen abzustimmen. Darüber hinaus ist 
in diesen Fällen ein sachverständiger Boden-/Altlastengutachter hinzuzuziehen. 
 

5 Verwertung von Niederschlagswasser 
 

5.1 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisa-
tion ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit 
dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasser-
wirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 
 

5.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, 
verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entge-
genstehen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 
 

6 Errichtung von Doppelhäusern 
 

 Bei der Errichtung einer Doppelhaushälfte an der Grundstücksgrenze wird die Eintragung 
einer Anbaulast auf dem Nachbargrundstück erforderlich. Hierdurch wird vermieden, dass 
auf dem Nachbargrundstück trotz einer bereits an der Grenze errichteten Doppelhaushälfte 
ein Einzelhaus mit seitlichem Grenzabstand errichtet wird.  
 

7 Lichtemission 
 

 Zur Objektbeleuchtung sind nur UV-arme bzw. Lichtquellen mit möglichst langer Wellen-
länge zulässig. 
 

8 Artenschutz 
 

 Auf die unmittelbar wirkenden Bestimmungen des besonderen Artenschutzrechtes (§ 44 
BNatSchG) wird ausdrücklich hingewiesen. Hieraus ergeben sich ungeachtet anderer Be-
stimmungen folgende Erfordernisse: 
 

V1 Die Erschließungsarbeiten (Baufeldräumung) erfolgen grundsätzlich außerhalb der gesetz-
lichen Brutzeit, also nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar eines Jahres. 
Ausnahmen sind mit der Naturschutzbehörde im Einzelfall abzustimmen und mit einer öko-
logischen Baubegleitung abzusichern. 
 

V2 Baumfällarbeiten und der Rückbau baulicher Anlagen (Hütten etc.) dürfen nur bei frostfreier 
Wetterlage durchgeführt werden. Vor Fällen sind diese durch eine fachkundige Person im 
gefahrlos einsehbaren Bereich auf die Anwesenheit von Fledermäusen hin zu prüfen. Bei 
Anwesenheit von Fledermäusen sind diese vorsichtig in die Freiheit zu entlassen oder (falls 
schlafend) z.B. in einen Nistkasten zu setzen. Da die potenziellen Quartiere nicht winterge-
eignet sind, müssen außerhalb der Wochenstubenzeit keine weiteren Vorkehrungen getrof-
fen werden. 
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